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Die Zivilgesellschaft ist die Brandmauer!

Beschluss: Annahmemit Änderungen

An die Landesgruppe der SPD Berlin im Bundestag

 

Die Zivilgesellschaft ist die Brandmauer!

 

Die Bundestagsabstimmung am 29. Januar stellt eine Zäsur in der Geschichte der deutschen Demokratie dar. Erstmals seit

Gründung der Bundesrepublik wurde ein Bundestags-Antrag einer demokratischen Partei durch die Stimmen einer rechts-

extremen Partei angenommen. Die CDU unter Friedrich Merz hat diese Mehrheit weit rechts der demokratischen Mitte in

Kauf genommen, um ihren populistischen Kurs gegen Geflüchtete und Schutzsuchende durchzusetzen.

 

Bereits zu Jahresbeginn 2024 – nachdem die Rechercheplattform CORRECTIV die Deportationspläne der rechtsextremen AfD

aufdeckte – gab es in der gesamten Bundesrepublik Demonstrationen für die grundgesetzlich verankerten, universellenMen-

schenrechte und das Asylrecht. Ein Jahr später gingen insgesamt 1,5 Millionen Menschen auf die Straße, diesmal nicht gegen

die menschenfeindlichen Bestrebungen der AfD, sondern gegen den Dammbruch und den Populismus der CDU und ihrer ge-

meinsamenAbstimmungmit Rechtsextremen. Viele zivilgesellschaftlicheOrganisationen riefen zu eigenenDemonstrationen

auf oder schlossen sich den Protesten gegen Populismus, gegen Menschenfeindlichkeit und für demokratischeWerte an.

 

Nachdem die CDU/CSU die vorgezogene Bundestagswahl am 23. Februar 2025 trotz des zweitschlechtesten Ergebnisses der

Parteigeschichte gewann, stellte die Unionsfraktion amMontag darauf eine Kleine Anfrage im Bundestag, in welcher sie mit

insgesamt 551 Fragen die Finanzierung von 17 zivilgesellschaftlichen Organisationen in Frage stellte. Unter diesen Organisatio-

nen befanden sich viele, die gegen den Tabubruch der Union protestiert hatten.

 

Diese Anfrage ist nicht nur ein Versuch der Einschüchterung, sondern folgt einer klaren Strategie: Sie übernimmt Narrative

rechtsextremer Akteure, um Stimmung gegen Organisationen zu machen, die sich für Demokratie und Menschenrechte ein-

setzen. Die CDU/CSU setzt dabei bewusst auf die Diskreditierung und finanzielle Schwächung der Zivilgesellschaft, indem sie

sie als parteiisch und „nicht neutral“ darstellt.

 

Unter demVorwand, dieChancengleichheitwahren zuwollen, unterstellt dieUnionden zivilgesellschaftlichenOrganisationen

eine direkte oder indirekteWahlkampfunterstützung und stellt die Förderungen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“

infrage. Durch diese Anfrage sowie vorangegangene und nachfolgende Interviews schafft die CDU eine Einschüchterungsku-

lisse, um die Zivilgesellschaft von ihrem demokratischen Engagement abzubringen.

 

Dies ist kein Einzelfall: RechtsextremeNetzwerkewie „Ein Prozent“ arbeiten seit Jahrengezielt daran, demokratischeOrganisa-

tionen durch Angriffe auf ihre Gemeinnützigkeit politisch und finanziell unter Druck zu setzen. Dabei werden auch Verschwö-

rungsmythen, welche auch bei Donald Trump, Viktor Orban und anderen autoritären Regierungen zu sehen sind, bedient. Es

wird von einer “Schattenstruktur, diemit staatlichen Geldern indirekt Politik betreibt” gesprochen und so die Glaubwürdig-

keit der zivilgesellschaftlichen Initiativen untergraben.  Die Strategie dahinter ist klar:Wer sich gegen Rassismus, Antisemitis-

mus und Rechtsextremismus engagiert, soll als „links“ und parteiisch diffamiert werden, um so demokratische Gegenwehr zu

schwächen.
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Solche Einschüchterungsversuche sind in einem demokratischen Staat nicht hinnehmbar!

 

Zivilgesellschaftliche Organisationen sind kein politisches Feindbild – sie sind essenziell für unsere Demokratie. Eine starke

Demokratie braucht eine starke Zivilgesellschaft. Die SPD muss deshalb entschlossen gegen diese Angriffe Stellung beziehen

und sich für eine verlässliche Förderung demokratischer Initiativen einsetzen.

 

Als Sozialdemokratie ist es unsere Aufgabe, dass der Kampf gegen den Rechtsruck nicht nur eine Formel ist, die wir immer

wieder wiederholen.Wir müssen auch zivilgesellschaftliche Organisationen im Kampf gegen Rechts aktiv unterstützen.

 

Daher fordern wir

• DieMittel für die anstehende Förderperiodedes Programms“Demokratie leben!”werdennicht gekürzt. Die Projektmittel

sollen nicht nur nicht gekürzt, sondern aufgestockt werden

• Längerfristige Förderperioden über eine Legislaturperiode hinaus werden sichergestellt

• Die Demokratieförderung des Bundes wird dauerhaft im Demokratiefördergesetz verankert

• Die Liste der gemeinnützigen Zwecke in der Abgabenordnung wird um einen Demokratieförderzweck und um die För-

derung der Grund- und Menschenrechte erweitert

• Es ist öffentlich klarzustellen, dass sich gemeinnützige Organisationen auch außerhalb ihrer Satzungszwecke zu tages-

politischen Themen äußern können

Überweisen an

Landesgruppe
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